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Der DStGB:  
Eine starke Stimme 
 
Der Deutsche Städte- und Gemein-
debund vertritt die Interessen der 
deutschen Städte und Gemeinden. 
Auf Landes-, Bundes- und EU-
Ebene gibt er Kommunen eine 
starke Stimme und greift die The-
men auf, die Bürger:innen vor Ort 
bewegen. 
 
Durch seine 17 Mitgliedsverbände 
sind 11 000 große, mittlere und 
kleinere Kommunen organisiert  
und vernetzt. Die Verbandsarbeit 
erfolgt parteiunabhängig und ohne 
staatliche Zuschüsse. Die Beset-
zung der Organe orientiert sich an 
dem Votum der Wähler bei den 
Kommunalwahlen. 
 
Der DStGB ist »Kommunales Infor-
mationsnetzwerk« und sensibilisiert 
und mobilisiert Politik und Öffent-
lichkeit für kommunalpolitische In-
teressen.  
 
Er fungiert als »Kommunale Koordi-
nierungsstelle« für den permanen-
ten Erfahrungs- und Informations-
austausch unter den Mitgliedsver-
bänden. Nicht zuletzt ist der Ver-
band »Kommunales Vertretungsor-
gan« durch Repräsentation in zent-
ralen Organisationen. 

Der russische Angriffskrieg gegen 
die Ukraine hat die Sicherheits-
lage in Europa grundlegend ver-
ändert. Deutschland richtet seine 
Sicherheits- und Verteidigungs-
politik neu aus. Die Bundeswehr 
konzentriert sich wieder stärker 
auf die Landes- und Bündnisver-
teidigung. Mit dem Operations-
plan Deutschland (OPLAN) wird 
zugleich deutlich, dass Verteidi-
gungsfähigkeit nicht allein eine 
militärische Aufgabe ist. Sie setzt 
leistungsfähige Kommunen, resi-
liente Infrastrukturen und eine 
enge Zusammenarbeit aller 
staatlichen Ebenen voraus. 
 
Kommunen übernehmen hierbei 
eine Schlüsselrolle. Sie stellen 
zentrale Teile der öffentlichen 
Daseinsvorsorge sicher, betrei-
ben und unterhalten wesentliche 
Infrastrukturen und gewährleis-
ten gemeinsam mit Feuerwehren, 
Hilfsorganisationen und weiteren 
Akteuren die Handlungsfähigkeit 
des Staates in Krisen- und Vertei-
digungslagen. Die Zeitenwende 
erfordert deshalb auch eine Infra-
strukturwende in den Kommunen 
- allen voran in denjenigen mit 
Standorten der Bundeswehr so-
wie der alliierten Streitkräfte. Der 
Arbeitskreis Garnisonen des 
Deutschen Städte- und Gemein-
debundes formuliert hierzu fol-
gende Positionen: 
 
Bevölkerung frühzeitig  
informieren und einbinden 
 
Die veränderte Sicherheitslage 
macht Übungen, Truppenbewe-
gungen und militärische Aktivitä-
ten erforderlicher und damit 
sichtbarer als in den vergangenen 

Jahrzehnten. Bund, Länder, Kom-
munen und Bundeswehr müssen 
die Bevölkerung frühzeitig, trans-
parent und abgestimmt informie-
ren. Eine gemeinsame Kommuni-
kation stärkt die Akzeptanz ver-
teidigungspolitischer Maßnah-
men, fördert das Verständnis für 
die Aufgaben der Bundeswehr 
und erschwert die Verbreitung 
von Desinformation. 
 
Militärische und zivile 
Infrastruktur gemeinsam  
modernisieren 
 
Die Einsatzbereitschaft der Bun-
deswehr setzt moderne und leis-
tungsfähige Standorte voraus. 
Bund und Länder müssen den 
Sanierungsstau bei Kasernen, 
Unterkünften und Funktionsge-
bäuden konsequent abbauen so-
wie Planungs- und Genehmi-
gungsverfahren beschleunigen. 
 
Die hierfür vorgesehenen gesetz-
lichen Erleichterungen dürfen je-
doch nicht auf militärische Lie-
genschaften beschränkt bleiben. 
Auch kommunale Infrastruktur-
maßnahmen mit Bedeutung für 
die Landes- und Bündnisverteidi-
gung müssen schneller geplant 
und umgesetzt werden können. 
Die Beschleunigung von Infra-
strukturprojekten darf nicht am 
Kasernentor enden. Sie muss 
ebenso Straßen, Brücken, Ener-
gie- und Wasserversorgung, digi-
tale Netze sowie weitere kommu-
nale Infrastrukturen umfassen. 
 
Verkehrsanbindung verbessern 
 
Eine leistungsfähige Verkehrsinf-
rastruktur ist Voraussetzung für 

 Zeitenwende bedeutet  
Infrastrukturwende in den  
Kommunen 
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Position 
die Verteidigungsfähigkeit 
Deutschlands. Dies gilt für die 
Mobilität der Soldatinnen und 
Soldaten ebenso wie für die Ver-
legung von Personal, Material 
und Versorgungsgütern. 
 
Bund und Länder müssen daher 
die Anbindung von Bundeswehr-
standorten, logistischen Dreh-
scheiben und strategisch wichti-
gen Regionen verbessern. Not-
wendig sind Investitionen in 
Schienenwege, Bahnhöfe, Stra-
ßen, Brücken sowie Umschlag- 
und Transportkapazitäten. Die 
Anforderungen der militärischen 
Mobilität müssen bei allen rele-
vanten Infrastrukturplanungen 
künftig stärker berücksichtigt 
werden. 
 
Daseinsvorsorge als Grundlage 
der Verteidigungsfähigkeit stär-
ken 
 
Die Herausforderungen der Lan-
des- und Bündnisverteidigung be-
treffen weit mehr als militärische 
Einrichtungen. Erforderlich sind 
belastbare und krisenfeste kom-
munale Infrastrukturen in Stadt 
und Land. Dazu gehören insbe-
sondere: 

 
• leistungsfähige Verkehrswege 

und Brücken, 
• sichere Energie-, Wasser- und 

Abwasserversorgung, 
• widerstandsfähige digitale 

Netze und Kommunikations-
systeme, 

• leistungsfähige Gesundheits- 
und Rettungsstrukturen, 

• eine bedarfsgerechte Kinder-
betreuung für Familien von 
Soldatinnen und Soldaten, 

• moderne und gut ausgestat-
tete Feuerwehren und Hilfsor-
ganisationen. 

 
Diese Investitionen stärken nicht 
nur die Verteidigungsfähigkeit 
Deutschlands, sondern erhöhen 
zugleich die Resilienz gegenüber 

Naturkatastrophen, hybriden Be-
drohungen und anderen Krisenla-
gen. 
 
OPLAN Deutschland 
gemeinsam mit den Kommunen 
umsetzen 
 
Mit dem Operationsplan 
Deutschland wird deutlich, dass 
die Verteidigungsfähigkeit 
Deutschlands nicht allein von der 
Bundeswehr abhängt. Kommu-
nen sind als Träger zentraler Inf-
rastrukturen und der öffentlichen 
Daseinsvorsorge ein wesentli-
cher Bestandteil der gesamt-
staatlichen Verteidigungsfähig-
keit. 
 
Insbesondere entlang militärisch 
bedeutsamer Verkehrsachsen, 
an logistischen Knotenpunkten, 
Standorten kritischer Infrastruk-
tur sowie in Regionen mit Bun-
deswehrstandorten müssen Stra-
ßen, Brücken, Energie- und Was-
serversorgung, Gesundheitsver-
sorgung, digitale Netze und logis-
tische Kapazitäten ertüchtigt und 
resilient ausgestaltet werden. 
 
Die zivil-militärische Zusammen-
arbeit ist deshalb verbindlicher 
zu organisieren. Kommunen 
müssen frühzeitig in die Planun-
gen des OPLAN Deutschland ein-
bezogen werden, um ihre Infra-
struktur, ihre Einsatzkräfte und 
ihre Ortskenntnis wirksam ein-
bringen zu können. Bund und 
Länder sind aufgefordert, klare 
Zuständigkeiten, abgestimmte 
Verfahren und verlässliche und 
gesicherte Kommunikationswege 
für den Verteidigungs- und Kri-
senfall zu schaffen. 

 
Finanzierung sicherstellen 
 
Die zusätzlichen Anforderungen 
der Zeitenwende dürfen nicht zu-
lasten der kommunalen Haus-
halte gehen. Bereits heute beste-
hen erhebliche 

Investitionsrückstände in den 
Städten und Gemeinden. Zusätz-
liche Aufgaben im Rahmen der 
Landes- und Bündnisverteidigung 
sowie des OPLAN Deutschland 
können daher nur übernommen 
werden, wenn ihre Finanzierung 
dauerhaft gesichert ist. 
 
Die Umsetzung des OPLAN 
Deutschland ist eine gesamt-
staatliche Aufgabe. Die hierfür er-
forderlichen Investitionen in 
kommunale Infrastruktur sowie 
die damit verbundenen Vorhalte-, 
Betriebs-, Wartungs- und Perso-
nalkosten müssen aus Mitteln 
des Bundes finanziert werden. 
Sie dürfen nicht zulasten des 
Sondervermögens für Länder und 
Kommunen gehen. Hierfür ste-
hen das Sondervermögen des 
Bundes für die Bundeswehr so-
wie die durch die Bereichsaus-
nahme für Verteidigungsausga-
ben von der Schuldenbremse er-
öffneten zusätzlichen Finanzie-
rungsspielräume zur Verfügung. 
 
Unabhängig davon bedarf es ei-
ner dauerhaften Finanzierungsre-
gelung für kommunale Infrastruk-
turen, die von den Streitkräften 
regelmäßig mitgenutzt werden. 
Insbesondere die Standortkom-
munen leisten durch die Bereit-
stellung und den Unterhalt von 
Infrastrukturen für die in 
Deutschland stationierten Streit-
kräfte einen dauerhaften Beitrag 
zur Landes- und Bündnisverteidi-
gung. Die damit verbundenen Be-
lastungen für Straßen, Brücken, 
Ver- und Entsorgungsinfrastruk-
turen sowie weitere Einrichtun-
gen der Daseinsvorsorge dürfen 
nicht allein von den Kommunen 
getragen werden. Der Bund muss 
sich dauerhaft und verlässlich an 
den Investitions-, Betriebs- und 
Unterhaltungskosten dieser Inf-
rastrukturen beteiligen. Verant-
wortung und Finanzierung müs-
sen zusammenpassen. 
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Bundeswehr und Gesellschaft 
enger miteinander verbinden 
 
Die Bundeswehr ist Teil unserer 
Gesellschaft. Zahlreiche Kom-
munen pflegen bereits enge Be-
ziehungen zu Bundeswehrstand-
orten, Truppenteilen und Solda-
tinnen und Soldaten. Patenschaf-
ten, gemeinsame Veranstaltun-
gen und Dialogformate stärken 
das gegenseitige Verständnis und 
die gesellschaftliche Veranke-
rung der Streitkräfte. Diese Zu-
sammenarbeit sollte weiter aus-
gebaut werden. Dazu gehören 
auch eine stärkere Sichtbarkeit 
des Tages der Bundeswehr durch 
zusätzliche Veranstaltungen in 
den Ländern sowie die finanzielle 
Förderung des Veteranentages in 
den Kommunen. Die Leistungen 
aktiver und ehemaliger Soldatin-
nen und Soldaten müssen stär-
ker als bisher in der Mitte der Ge-
sellschaft sichtbar werden.  
 

Sicherheitspolitische  
Bildung stärken 

Die sicherheitspolitischen Her-
ausforderungen unserer Zeit ma-
chen deutlich, dass Freiheit, De-
mokratie und Sicherheit keine 
Selbstverständlichkeiten sind. 
Die Aufgaben der Bundeswehr 
sowie die Bedeutung der Landes- 
und Bündnisverteidigung sollten 
daher stärker Gegenstand der 
politischen Bildung sein. Schu-
len, Hochschulen und andere Bil-
dungseinrichtungen müssen 
Raum für eine sachliche und aus-
gewogene Auseinandersetzung 
mit sicherheits- und verteidi-
gungspolitischen Fragen bieten.

 Dazu gehört auch die Möglich-
keit zur Einbindung von Jugend-
offizieren der Bundeswehr an Bil-
dungseinrichtungen. Ziel ist es, 
insbesondere bei jungen Men-
schen das Verständnis für die si-
cherheitspolitischen Herausfor-
derungen Deutschlands sowie 
für die Bedeutung von Frieden, 
Freiheit, Rechtsstaatlichkeit und 
demokratischer Selbstbestim-
mung zu stärken. Wer die beste-
henden Bedrohungen kennt, 
kann besser nachvollziehen, wa-
rum der Schutz unserer freiheit-
lich-demokratischen Grundord-
nung und der im Grundgesetz 
verankerten Rechte und Freihei-
ten eine gemeinsame gesell-
schaftliche Aufgabe ist. 
 
 

Mitgliedsverbände 
Bayerischer Gemeindetag | Gemeinde- und Städtebund Rheinland-Pfalz | Gemeinde- und Städtebund Thüringen  Ge-
meindetag Baden-Württemberg | Hessischer Städte- und Gemeindebund | Hessischer Städtetag | Niedersächsischer 
Städte- und Gemeindebund | Niedersächsischer Städtetag | Saarländischer Städte- und Gemeindetag | Sächsischer 
Städte- und Gemeindetag | Schleswig-Holsteinischer Gemeindetag | Städte- und Gemeindebund Brandenburg | 
Städte- und Gemeindebund Nordrhein-Westfalen Städte- und Gemeindebund Sachsen-Anhalt | Städte- und Ge-
meindetag Mecklenburg-Vorpommern | Städteverband Schleswig-Holstein | Städtetag Rheinland-Pfalz 


